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BGH 1 StR 492/22 - Urteil vom 9. August 2023 (LG Bielefeld)

Steuerhehlerei (Begriff des Sich-Verschaffens).

§ 374 Abs. 1 AO

Entscheidungstenor

1. Auf die Revision der Staatsanwaltschaft wird das Urteil des Landgerichts Bielefeld vom 1. August 2022 im
Ausspruch Uber die Einziehung dahin gedndert, dass die Einziehung des Wertes von Tatertrdgen in Hohe von
insgesamt 17.425 Euro angeordnet wird.

2. Die weitergehende Revision der Staatsanwaltschaft und die Revision des Angeklagten werden verworfen.

3. Der Angeklagte hat die Kosten seines Rechtsmittels zu tragen. Der Staatskasse fallen die Kosten des
Rechtsmittels der Staatsanwaltschaft und die dem Angeklagten hierdurch entstandenen notwendigen Auslagen zur
Last; dies gilt nicht fur die in der Revisionsinstanz entstandenen Kosten und Auslagen, die die Einziehung
betreffen; diese tragt der Angeklagte.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen gewerbsméfiger Steuerhehlerei in finf Fallen und wegen Beihilfe zur
gewerbsmaRigen Steuerhehlerei in zwei Féllen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und neun Monaten
verurteilt, deren Vollstreckung zur Bewahrung ausgesetzt und die Einziehung des Wertes von Tatertrdgen in H6he von
3.862,50 Euro angeordnet. Von weiteren Tatvorwiirfen hat es ihn aus tatsachlichen Griinden freigesprochen.

Der Angeklagte wendet sich mit der Ruge der Verletzung materiellen Rechts gegen das ihn verurteilende Erkenntnis. Die
Staatsanwaltschaft greift mit ihrer zuungunsten des Angeklagten eingelegten Revision mit der Sachriige die
Strafzumessung und die Einziehungsentscheidung an. Sie erstrebt insoweit die Anordnung der Einziehung des Wertes
von Tatertragen in Héhe von weiteren 14.770 Euro.

Die Revision des Angeklagten hat keinen, die der Staatsanwaltschaft hat hinsichtlich der Einziehung in H6he von
13.562,50 Euro Erfolg.

1. Nach den Feststellungen und Wertungen des Landgerichts verkauften die friheren Mitangeklagten G. und H.
unversteuerte, aus Litauen stammende Zigaretten in Kartons mit jeweils 50 Stangen zu je 20 Zigaretten zu Preisen
zwischen 15,50 Euro und 18 Euro je Stange an den friheren Mitangeklagten 1., ihren Hauptabnehmer. Dieser veraullerte
die Zigaretten zu Preisen zwischen 16 Euro und 25 Euro je Stange weiter. Als sie |. voriibergehend nicht mehr beliefern
konnten, wandte sich dieser mit der Bitte um Unterstitzung an den Angeklagten, der Uber Kontakte zu anderen
Lieferanten verfligte. Der Angeklagte erwartete sich durch eigenen Abverkauf von unversteuerten Zigaretten oder durch
die von |. gezahlte Vermittlungsprovision in Hohe von 0,50 Euro je Stange eine Einnahmequelle von einigem Umfang und
einiger Dauer. Er nahm deshalb am 22. Oktober 2020 Kontakt zu dem Lieferanten S. auf.

Am 23. Oktober 2020 teilte |. dem Angeklagten mit, er benétige fur den Abverkauf zundchst mindestens einen Karton
Zigaretten. Nachdem der Angeklagte die Lieferung durch Telefonate mit S. koordiniert hatte, Ubergab er I. am 26.
Oktober 2020 50 Stangen Zigaretten (Fall 1. 1.).

Aus Anlass einer weiteren Bestellung von I. traf sich der Angeklagte am 3. November 2020 gegen 19.30 Uhr mit S. und
Uibernahm mindestens 100 Stangen. Gegen 22.00 Uhr suchte er I. auf und ibergab sie diesem (Fall II. 2.).

Am 6. November 2020 tbernahm der Angeklagte von einem anderen Lieferanten 100 Stangen und lieferte sie an I. aus
(Fallll. 3.).

Am Nachmittag des 26. November 2020 ibernahm der Angeklagte von S. mindestens 150 Stangen. 50 Stangen handigte
er |. am Abend desselben Tages aus. 100 Stangen verkaufte er selbst an den Abnehmer V. (Fall II. 4.).
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Auf Bitte von |. vereinbarte der Angeklagte mit potentiellen weiteren Lieferanten ein Treffen, um mit ihnen den Ankauf
unversteuerter Zigaretten durch I. zu besprechen. An dem Treffen vom 20. Dezember 2020 nahmen der Angeklagte und .
teil. Am 21. Dezember 2020 erhielt I. 1.250 Stangen, die er fir mindestens 21 Euro je Stange an verschiedene
Abnehmer verkaufte (Fall Il. 5.).

Am 27. Februar 2021 Ubernahm |. mit Unterstiitzung des Angeklagten von dessen Lieferanten 2.500 Stangen zum
gewinnbringenden Weiterverkauf (Fall Il. 6.).

Am 7. Juni 2021 bat |. den Angeklagten telefonisch, fur ihn erneut Kontakt zu Lieferanten herzustellen. Der Angeklagte
holte mindestens 575 Stangen bei den Lieferanten ab und Gbergab sie I. am 9. Juni 2021. I. hatte mit seinem Abnehmer
B. einen Preis von 22 Euro je Stange vereinbart (Fall Il. 7.).

2. Zu den als gewerbsmafige Steuerhehlerei abgeurteilten Fallen (I1. 1. bis 4. und I1. 7.) hat die Strafkammer festgestellt,
dass sich der Angeklagte die insgesamt 975 Stangen unversteuerter Zigaretten selbst verschafft hat. Den Wert der von

dem Angeklagten an den Abnehmer V. verauRerten 100 Stangen (Fall Il. 4.) hat die Strafkammer gemal® § 73d Abs. 2

StGB auf 15,50 Euro je Stange geschétzt und 1.550 Euro eingezogen. In den Fallen 1. 1. bis 3. und II. 7. sowie in Fall II.
4. hinsichtlich der an |. weitergegebenen 50 Stangen und in den als Beihilfe zur gewerbsméRigen Steuerhehlerei

abgeurteilten Féllen 1. 5. und Il. 6. hat die Strafkammer die von |. an den Angeklagten bezahlte Provision von 2.312,50
Euro (4.625 Stangen zu 0,50 Euro je Stange) eingezogen. Insgesamt hat sie deshalb die Einziehung des Wertes von

Tatertrédgen in Hohe von 3.862,50 Euro angeordnet.

Von der Anordnung der Einziehung des Wertes der an I. lbergebenen und von diesem weiterverkauften 875 Stangen
Zigaretten hat die Strafkammer, die insoweit die Zahlungsflisse nicht aufgeklart hat, abgesehen, weil der Angeklagte
wirtschaftlich nicht dazu berechtigt gewesen sei, die Zigaretten auf eigene Rechnung zu verauRern.

IIl. Revision des Angeklagten
Die Uberpriifung des Urteils auf die Sachriige hat keinen den Angeklagten beschwerenden Rechtsfehler ergeben.

1. Der Schuldspruch halt revisionsrechtlicher Nachprifung stand. Die Strafkammer hat den Angeklagten in den Fallen I1.
1. bis 4. und 7. zutreffend wegen taterschaftlich begangener gewerbsmafiger Steuerhehlerei in finf Fallen gemal § 374

Abs. 1, Abs. 2 AO verurteilt. Das Tatbestandsmerkmal des ,Sich-Verschaffens” (§ 374 Abs. 1 Variante 1 AO) setzt das

Erlangen eigener Verfligungsgewalt voraus (BGH, Beschluss vom 22. September 2022 - 1 StR 233/22 Rn. 8 mwN). Eine
solche hatte der Angeklagte. Er erwartete sich neben der Provision auch durch eigenen Abverkauf von unversteuerten

Zigaretten eine Einnahmequelle von einigem Umfang und einiger Dauer und nahm deshalb den Kontakt zu den
Lieferanten auf. Er organisierte die Lieferung der Zigaretten an sich, Gibernahm sie zu einem nur ihm bekannten Zeitpunkt
und Ubergabeort und entschied dariber, ob er sie selbst an eigene Abnehmer weiterverkaufte und wann und in welcher

Menge er Zigaretten an |. weitergab. In Fall Il. 4. hat der Angeklagte aus der angelieferten Menge 100 Stangen an einen
eigenen Abnehmer verkauft.

Der Angeklagte hat somit in diesen Féllen eigene Verfigungsgewalt Uiber die an ihn gelieferten Zigaretten erlangt. Ob er
sie entgegen der Abrede selbst veraulierte oder |. Ubergab, ist ohne Belang.

2. Auch der Strafausspruch und die Einziehungsentscheidung weisen keinen durchgreifenden Rechtsfehler zum Nachteil
des Angeklagten auf. Die Anordnung der Einziehung des Wertes der nicht mehr gegenstandlich vorhandenen Provision in
Hohe von 2.312,50 Euro (4.625 Stangen zu 0,50 Euro je Stange) stitzt sich auf § 73 Abs. 1 Alternative 2, § 73c Satz 1
StGB; denn die Provision hat der Angeklagte ,fir die Tat erlangt.

Soweit die Strafkammer den Wert der von dem Angeklagten an den Abnehmer V. verduflerten 100 Stangen Zigaretten
(Fall 11. 4.) gemaR § 73d Abs. 2 StGB auf 15,50 Euro je Stange geschétzt und 1.550 Euro eingezogen hat, handelt es
sich insoweit um einen bei der Wertbestimmung anzusetzenden Mindestwert.

lll. Revision der Staatsanwaltschaft

Allein die Einziehung birgt Rechtsfehler zugunsten des Angeklagten. Denn die Feststellungen belegen entgegen der
rechtlichen Wrdigung des Landgerichts, das rechtsirrtiimlich auf eine wirtschaftliche Berechtigung abgestellt hat, dass
der Angeklagte in den Fallen II. 1. bis 4. und 7. der Urteilsgriinde insgesamt Gber die 975 Stangen mit unversteuerten
Zigaretten eine eigene faktische Verfugungsgewalt erlangte. Zudem geniigt die vorsichtige Schatzung eines
Verkehrswertes von 15,50 Euro pro Stange (noch) den von § 73d Abs. 2 StGB gestellten Anforderungen und fihrt zu im
Ergebnis nicht zu beanstandenden Mindestfeststellungen, die dem Senat eine abschlieRende Entscheidung ermdglichen
(§ 354 Abs. 1 StPO entsprechend). Zu dem sich daraus ergebenden Betrag von 15.112,50 Euro ist die vom Angeklagten
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vereinnahmte Provision in Hohe von 2.312,50 Euro (§ 73 Abs. 1 Alternative 2, § 73c Satz 1 StGB) hinzuzurechnen.

3/3



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 1 StR 492/22 - Urteil vom 9. August 2023 (LG Bielefeld)
	Steuerhehlerei (Begriff des Sich-Verschaffens).   § 374 Abs. 1 AO
	Entscheidungstenor
	Gründe
	I.
	II. Revision des Angeklagten
	III. Revision der Staatsanwaltschaft



